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Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
von : 30 . December 1861 .

1 . Maßnahmen gegen Überschreitungen des Specialbudgets .
Der Senat tritt der Erklärung der Bürgerschaft von : 20 . v . M . in Betreff

der Rechnungsführung der verwaltenden Deputationen bei , und genehmigt auch
seinerseits die Verwendung einer Summe von 500 Thalern jährlich für die Besol¬
dung eines von der Finanzdeputation anzunehmenden Hülssbeamten .

2 . Betrieb der Gasanstalt.
Da sich aus dem letzten von der Deputation erstatteten Berichte ergiebt , daß

die in der Gasanstalt eingeführten Verbesserungen und Ersparungen eine bedeutende

Verminderung der Selbstkosten des producirten Gases zur Folge gehabt haben , aus
deren dauernden Bestand nach dem vorgelegten Gutachten der Sachverständigen mit
aller Wahrscheinlichkeit gerechnet werden darf , und daß durch eine abermalige Herab¬
setzung des Preises des den Privaten zu liefernden Gases , in der Voraussetzung einer

ferneren Zunahme der Consumtion , der bisherige zur Amortisation des Anlagecapitals
erforderliche jährliche Ueberschuß nicht gefährdet erscheine , so ist auch der Senat da¬
mit einverstanden , daß vom 1 . Januar 1862 an der Preis für 1000 Cubikfuß des
den Privatconsumenten zu liefernden Gases auf 2 Thaler 36 Grate herabgesetzt werde .

Im Betreff des von der Deputation in ihrem Berichte vom 4 . Juni d . I .
gestellten Antrags , sie zu ermächtigen , eine Gleis -Verbindung der Gasanstalt mit den

Schienen des Bahnhofes herzustellen und dazu 7200 Thaler aus den Ueberschüssen
des Betriebs zu verwenden , will der Senat zwar schon jetzt sein Einverständniß mit
dem Beschlusse der Bürgerschaft hiemit ausgesprochen haben , doch wird die Ausfüh¬
rung bis dahin ausgesetzt bleiben müssen , daß der dieserhalb von ihm beauftragte
Commissar in Eijenbahn -Augelegenheiten sich über den Vortheilhaftesten Anschluß jenes
Gleises mit der Königlich Hannoverschen Generaldirection der Eisenbahnen wird ver¬
ständigt haben .

Was sodann den von der Bürgerschaft gestellten Antrag betrifft , die Depu¬
tation bei der Gasanstalt zu verpflichten , das Gas stets in einer näher bezeichneten
Leuchtstärke produciren zu lassen , so geht aus dem letzten Deputationsberichte und den
beigefügten technischen Gutachten zur Genüge hervor , wie unzuverlässig alle auch auf
den vorsichtigsten photometrischen Beobachtungen beruhende Zahlen - Bestimmungen für
die Leuchtkraft sind und wie wenig es sich daher empfehlen kann , dafür Zahleu -
werthe festzusetzen , welche stets nur unsichere Anhaltspunkte gewähren und Veranlas¬
sung zu kaum zu entscheidenden unfruchtbaren Meinungsdifferenzen geben möchten .
Der Senat ist aber mit der Bürgerschaft darin einverstanden , daß bis auf weiteren
Beschluß die jetzige Qualität des Gases beizubehalten sei , und werden die nach dem
Berichte der Deputation jetzt täglich in der Anstalt mit möglichster Genauigkeit ange¬
stellten Beobachtungen und Messungen , deren Resultate amtlich registrirt werden , für
die Zukunft Sie sicherste Controle darbieten .

Endlich beantragt die Bürgerschaft eine Abänderung der im Jahre 1854 be -
schlossenen Organisationsbestimmungen ( vergl . Verhandlungen von 1854 xa § . 175 )
dahin , daß das der Form und dem Inhalte nach damals vereinbarte , von der De¬
putation einzuliefernde Budget künftighin den ganzen nächstjährigen Betrieb in allen
wesentlichen Einzelnheiten umfassen möge . Zunächst darf dabei nicht übersehen werden ,
daß die Erfüllung dieses Wunsches schon deshalb große Schwierigkeiten haben möchte ,
weil das Rechnungs - und Betriebsjahr der Gasanstalt nicht mit dem Kalender - und
Rechnungsjahre aller übrigen Verwaltungen zusammen fällt , vielmehr vom 1 . Juli
bis zum 30 . Juni des folgenden Jahres läuft . Gegen den Schluß des Kalenderjahrs
zu welcher Zeit die Vorlagen für das Generalbudget entworfen werden müssen , liegen
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daher weder die Resultate des laufenden Betriebsjahrs vor , noch lassen sich die Be¬

dürfnisse des folgenden übersehen , weshalb jeder Voranschlag ein mehr oder weniger

willkürlicher sein würde , der für eine Beschlußnahme keine auch nur einigermaßen

sichere Basis gewähren könnte . Im Sommer ist naturgemäß der Betrieb ein sehr

eingeschränkter , die freiere Zeit der Beamten wird , wie dein Senat berichtet ist , von

denselben dazu benutzt , die Resultate des letzten Jahres zusammen zu stellen , die sehr

umfassende Buchführung zum Abschlüsse zu bringen und Verbesserungen und neue Ein¬

richtungen mit Muhe vorzubereiten . Unter solchen Umständen kann auch eine Verle -

gung der Schlußzeit des Betriebs - und Rechnungsjahrs nicht rathsam erscheinen . Aber

auch aus manchen anderen Gründen möchte es sich nicht empfehlen , von einer Ein¬

richtung abzugehen , welche sich , so lange die Anstalt besteht , vollkommen bewährt hat .

Die Gasanstalt erfordert einen fabrikmäßigen Betrieb ; sie läßt sich daher nicht mit

dem Objecte der Verwaltung anderer Deputationen vergleichen . Die Anschaffungen

und Ausgaben richten sich nach dem wechselnden momentanen Bedürfnisse , zu deren

Bestreitung der Deputation durch wiederholte und in richtiger Erwägung der Umstände

geboten erscheinende Beschlüsse die Einnahmen für abgegebenes Gas als Betriebs¬

capital zur vorläufigen Disposition gestellt sind , wobei nur die Beschränkung beliebt

worden ist, daß die Deputation bei allen größeren neuen Anlagen vorab die Genehmi¬

gung von Senat und Bürgerschaft einzuholen hat . Im Laufe jedes Jahres werden ,

wie dies die Natur der Sache ergiebt , wenn der Betrieb ein vortheilhafter bleiben

soll , Veränderungen , welche die Erfahrung an die Hand giebt , vorgenommen , Arbeiter

angestellt und entlassen , neue Apparate angeschafft oder modificirt werden müssen ,

ohne daß es möglich sein wird , dergleichen im voraus zu übersehen . Eben deshalb

ist es denn ja auch im Zahre 1854 von vorne herein für nothwendig erachtet , für

die Gasanstalt eine besondere getrennte Verwaltung einzuführen . Weder die Ein¬

nahmen noch die Ausgaben der Anstalt berühren direct die Generalcasse , wenn man

von den Einnahmen diejenige Summe ausschließt , welche der Staat für die öffent¬

lichen Laternen jährlich zu zahlen hat und worüber ein genaues Budget auch schon

bisher eingereicht worden ist . Sowie aber der Staatshaushalt , abgesehen von dieser

Zahlung , auch indirect keine Ausgaben für die Gasanstalt zu machen hat , so fließen

ihm auch keine Einnahmen aus derselben zu ; denn die Ueberschüsse des Betriebs

kommen nach den den Staatsgläubigern gegenüber zu beachtenden Verbindlichkeiten

nicht ihm , sondern dem Schuldentilgungssond bis dahin zu Gute , daß die für die

Anstalt contrahirte Anleihe getilgt sein wird . Der Senat kann daher von einer

solchen , mit dem Staatshaushalte direet in gar keiner Verbindung stehenden , doch

immer sehr unsicheren und willkürlichen Aufstellung , wenn sie bei einem solchen fabrik¬

mäßigen Betriebe überall möglich sein sollte , einen Nutzen sich nicht versprechen , zumal

die Deputation nicht unterlassen hat , jährlich nach erfolgten : Bücherabschlüsse nicht

nur die Betriebsresultate und Fortschritte der Anstalt , sondern auch die pecuuiären

Ergebnisse in einem ausführlichen Berichte dem Senate und der Bürgerschaft vorzu¬

legen und damit Gelegenheit zu etwa erforderlichen Beschlußnahmen zu geben .

3 . Oeffentliche Verpachtungen .

Dem Wunsche der Bürgerschaft entsprechend , wird der Senat es veranlassen ,

daß die gewünschte Uebersicht ausgearbeitet und mit dem Budget des Jahres 1863

vorgelegt werde .

4 . Verbot , in dem alten Bassin zu Bremerhaven Feuer und Licht an

Bord der Schiffe zu halten .

Der Senat genehmigt die beantragte Aufhebung dieses Verbotes und wird die

von der Bürgerschaft gewünschte Berichtserstattnug veranlassen .

5 . Amtliche Verhältnisse des Steuererhebers Riemenschneider .

Dem Beschlusse der Bürgerschaft über diesen Gegenstand tritt der Senat in

allen Punkten bei , indem er mit der Regelung des ganzen in Betracht kommenden

Verhältnisses in vorgeschlagener Weise die Finanzdeputation beauftragt .
126 *
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6 . Nachbewilligungsantrag der Baudeputation .
Der Smat genehmigt die erbetene Nachbewilligung auf den Fond für öffent¬

liche Brunnen .

7 . Straßenbauarbeitcn tm laufenden und im nächsten Jahre .
Den ihm zugegangenen Bericht der Straßenbandepntation über die von ihr

in diesem Jahre ausgeführten und im nächsten Jahre vorzunehmenden Arbeiten theilt
der Senat der Bürgerschaft hieneben zu ihrer Beschlußnahme , vorbehaltlich der sei-
nigen , mit .

8. Nachbewilligungsantrag der Deputation bei der Bürgerweide .
Zu gleichem Zwecke und unter gleichem Vorbehalte läßt der Senat beifol¬

gend einen Nachbewilligungsantrag der Weidedepntation der Bürgerschaft zugehen .
Die Finanzdeputation hat von demselben Kenntniß erhalten , jedoch zu Erinnerungen
keinen Anlaß gesunden .

9 . Aufhebung der Wirthschaftsconcessionen .
Endlich hat die wegen Aufhebung der Wirthschaftsconcessionen niedergesetzte

Commission den nebigen Bericht erstattet , über dessen Inhalt der Senat zunächst der
Erklärung der Bürgerschaft entgegensieht .

Anlage I
zur Mittheilung des Senats

vom 30 . December 1861 .

Bericht
der Straßenbaudeputation .

Die Deputation hat von den ihr in diesem Jahre aufgetragenen Arbeiten
die folgenden ausgeführt :

1 ) Umlegung der Fahrbahn und Neulegung des Trottoirs der Hutfilterstraße ,
2 ) desgleichen der Wenkenstraße ,
3) desgleichen des Geeren ,
4 ) desgleichen der Straße hinter Stephanikirchhof ,
5 ) Neulegung und Canalisirnng der Straße am Ansgariikirchhof von der

Papenstraße bis zur Ansgariithorstraße ,
6) Neulegung und Canalisirung des Stephanithors alten Steinwegs ,7) Umlegung und Canalisirung der Nordstraße ,
8) Canalisirung der Doventhorscontrescarpe ,
9 ) Neulegung der Birkenstraße und Tieferlegung des Canals ,10 ) Tieferlegung des Canals von Hillmnnns Hütel bis zur Sögestraße ,

11 ) Neulegung und Canalisirung des Rövekamps ,
12 ) Neulegung und Canalisirung der Meinkenstraße von der Kohlhökerstraße

bis zur Vasmerstraße ,
13 ) Neulegung und Canalisirung der Wulwesstraße ,14 ) Umlegung und Canalisirung der Straße Um Sack " ,15 ) Canalisirung eines Theils der Osterthorseontrefcarpe ,16 ) Canalisirung der großen Allee ,
17 ) Umlegung und Canalisirung der großen und kleinen Krankenstraße nebst

Trottoir ,
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18 ) Legimg von Schieferplattm in der großen Iohanuisstraße ,
19 ) Erd - und Pflasterarbeiten on der Wachtstraße und Herrlichkeit in Folge

Nenbaus der Weserbrücke ,
20 ) Herstellung der Straße von der Holzpforte nach dem Memvall ,
21 ) Aufhöhung und llnilegnng des Stephanithors neuen Steinwcgs ,
22 ) Instandsetzung des Platzes an der Breedeustraße ,
23 ) Legung eines Trottoirs am Dobben , vom Häfen bis zur Nuwigstraße .

Außerdem hat die Deputation für Unterhaltung und Ausbesserung der Straßen
und öffentlichen Plätze mit Einschluß der Canäle , Gossen u . s . >v . unter Aufwendung
der ihr zu diesem Zwecke bewilligten 10,000 Thaler , sowie nicht minder für Um -
legung von Straßen und Straßenstrecken , sofern die Kosten durch die gesetzlich
vorgeschriebenen Beiträge der Anwohner gedeckt werden konnten , thimlichst gesorgt .

Unausgeführt geblieben ist die Unipflasterung der Oangenstraße , vom Markt
bis zur Albuteustraßc , um den Verkehr nach und von der Nothbrücke nicht durch
Vornahme dieser Arbeit zu erschweren . Die Deputation wird sich daher erlauben ,
die dafür bewilligte Summe von 2620 Thalern auf ihr nächstjähriges Spccialbudget
zu übertragen .

Der Itaaerbestand war am 1 . December wie folgt :
3500 sPFuß Gabbrostcine . . . . a 13 ' / - . . . 466 . 48

14461 „ Basaltsteine .
4115 , , Piesbergersteine .
3690 „ Vlothoersteine .

13 '/ .. , , - ' ' , / 1928 . 9
133/z 548 . 48
11V - , , ' - 418 . 14

52855 „ Oeldelsheimersteine . 11V - 5990 . 17
1793 Carlshasenersteine . 9V « „ ' ' ' 176 . 22

778 Fuß 12 - zöllige Saumsteine ': .
5 „ 15 „ Rennen .

34 L . . 367 . 28
1 . 66

60 „ 15 „ Rennendeckel . 8 . 54
72 „ 10 - und 12 - zöllige do . 8 . 54

14345/g ffj-Ellen Straßensteine . . . ü 30 - /4 . . ' , / 440 . 69 .
4661/r Tonnen geschlagener Grand . . . . 36 L . - 233 . 18
182 »/ - do . Waller Kies . 30 , , ' ' ' 76 . 3
107 Stück eiserne Eingüsse . iVr . ' , , 187 . 18
279 ^ 4 Fuß Trottoirrenncn . . 36 . . 139 . 63

4193 Stück Drainröhren . 2V- , , - >' ,, 163 . 4
278 ^ s) -Ellen Dehlsteine . 21 - - 81 . 17

11 Tonnen gelber Cement . 21 . 6
67 Stück eiserne Rostenkasten . 2 '/ - 156 . 24

1650 „ Canalziegel . 9 206 . 18
49683/2 Fuß gewöhnliche Saumsteine . . . 8 552 . 5
6811 „ Grauitsaumsteine . 42 3973 . 6 .
3423 „ Granitbögen . 45 ' - ' „ 2139 . 27

318 „ 15 -zöllige Eenientröhren . - - / , 176 . 48
249 „ 12 „ 110 . 48

69 „ 9 „ „ / / 23 . —
29 Stück eiserne Rostenkasteneinsäbe . . . 57 ^ . . ' 22 . 69

1832 „ 10 -zöllige Mauersteine . 10 18 . 23
48 „ Rosten . 60 ^ - . 40 . —

1916 Tonnen Wesergrand . 18 479 . — .
6508 s) -Fuß alte behauene Steine . 4 . , , 260 . 23
1124 „ „ Dehlsteine . 2V- 28 . 7

900 Fuß „ Saumsteine . 4 ^ . . „ 50 . —
800 „ „ Klinker . , , 4 . 58

15233 sMiß „ Grauwerksplatten . . . . ü 6 . . „ 1269 . 30

20,768 . 8

hierauf sind noch zn bezahlen . . . „ 11,295 . 14 .

bleiben . . . «jv
' 9,472 . 66 .

127
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Für das Jahr 1862 erlaubt sich die Deputation folgende neue Arbeiten in
Borschlag zu bringen :

1 ) Uinlegnng der Fahrbahn und Neulegung des Trottoirs an der
Langenstraße , von der Wenkenstraße bis zur Krahnpforte . 4100 .

2) Canalisirung der großen und kleinen Rosenstraße . „ 1700 .
8) Canalisirnng derLangwedlerstraße und Uinlegnng der Fahrbahn „ 860 .
4 ) Ilinlegung der Fahrbahn und Neulegung des Trottoirs am

Spihenkiel . „ 600 .
5) Herstellung eines Canals zwischen Schnoor und Stavendamm . „ 475 .
6) Canalisirung eines Theis der Westerstraße . „ 1100 .
7 ) Canalisirnng , Umlegung der Fahrbahn und Neulegung des

Trottoirs an der Rolandstraße , Kleinen Sortillenstraße und
Schivarzpott . „ 1530 .

8) Canalisirung der Straße von der Schleifninhle bis nach dem
Hause von Mohr 2200

11509) Canalisirnng der Bischofs - und Vasmerstraße .
10 ) Verbreiterung der Fahrbahn und des Trottoirs am Steinernen

Kreuz 350 .
11 ) Canalisirnng der Fedelhören , vom Häfen bis zur Mendestraße . „ 1350 .
12 ) llmlegung der Fahrbahn und Lequnq eines Kiestrottoirs air der

Fehrfeldstraße . . „ 1225 .
13 ) Canalisirung , Neulegung der Fahrbahn und des Trottoirs an

der Kleinen Weidestraße "
4000 .

„ 1125 .

14 ) desgleichen der Cllhornstraße .
15 ) desgleichen der Altvna .
16 ) Neulegung der Fahrbahn am Steffensiveg .
17 ) Legung von Schieferplatten mit Saumsteinen am Doventhors

alten Steimveg , von der Kirche bis znm Brink 1920 .

27,305 .
lvovon die Beiträge der Eigenthümer der angrenzenden Grundstücke bereits in Ab¬
rechnung gebracht sind .

Die Deputation Hütte gern noch die Vornahme einiger andern , wenn auch
nicht dringend nothwendigen doch sehr wünschend werthen Straßenarbeiten zu bean¬
tragen sich erlaubt , z . B . :

die Canalisirung der Schwachhauser Chaussee von Mohr
's Hause bis

znm Eiseubahnpavillon . 2200 .
die llmlegung des Canals an der Viehweide , vom Volksgarten bis

zur Schleifmühle , wodurch der bisherige Abfluß an der Seite
des Kirchhofs bei der Gasanstalt vorbei aufgehoben würde . . „ 3750 .

die Neulegung der Straße vorn Osterthor bis zur Dsterthorsstraße . „ 8100 .
die llmlegung der Wilhelmsstraße nebst Trottoir . „ 750 .

indeß hat sie in Betracht der gegenwärtigen Finanzlage geglaubt , sich auf die obigen
Vorschläge beschränken zu müssen .

Bremen , den 19 . December 1861 .
(gez .) E . K . Aeldmamr . ( gez.) Helmken .

Anlage II
zur Mittheilung des Senats

vom 30 . December 1861 .

Bericht
der Deputation für die Bürgerweide , Nachbewilligung betreffend .

Durch die während dieses Sommers unter dem Vieh auf der Bürgerweide
ausgebrochene Seuche sah sich die Polizeidireetion im Einverständnisse mit den Me -
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dicinalbehörden und den ^ andherren zur Verhütung einer weitem Verbreitung der
Krankheit veranlaßt , Vorsichtsmaßregeln anzuordnen , welche namentlich in strenger
Absonderung des kranken Viehs von dem gesunden , in regelmäßiger ärztlicher Be¬
handlung und Beaufsichtigung des kranken wie des gesunden Viehs und in scharfer
Ueberwachung der Bürgerweide hinsichtlich des abzutreibenden Viehs bestanden .

Diese Maßregeln haben eine außergewöhnliche Ausgabe von ungefähr
250 Thalern verursacht , aus welche im diesjährigen Budget nicht Bedacht genommen
werden konnte.

Für den Betrieb der Danipf -Schöpfmaschine sind , wie auch früher regelmäßig
geschehen , 300 Thaler im Budget veranschlagt worden .

Die. nasse Witterung dieses Jahres hat indeß einen so andauernden Betrieb
der Maschine erfordert und dadurch sind gleichzeitig so manche Reparaturen an der¬
selben nothwendig geworden , daß die Ausgaben für diese Position ungefähr
150 Thaler mehr als bewilligt betragen.

Ebenso hat die Anpflanzung einer Allee von der früheren Schießbahn bis zum
Stau nebst den erforderlichen Begrenznngsgräben, deren Kosten nur annähernd berech¬
net werden konnten , ca . 200 Thaler mehr als die veranschlagte und bewilligte
Summe von 1300 Thalern gekostet , weil zur vollständigen Ausführung des Planes
verschiedene Arbeiten sich als zweckmäßig und erforderlich darstellten , welche im Vor¬
aus sich nicht feststellen ließen.

Dagegen sind für Reinigung des Kuhgrabcns w . in Folge günstiger Witte¬
rungsverhältnisse von den bewilligten 800 Thalern nur ea . 200 Thaler ausgegeben ;
die Deputation würde daher im Stande sein , die vorerwähnten Mehrausgaben von
ca . 600 Thalern zu decken, wenn es ihr gestattet würde , hiezn diesen Ueberschnß von
ca . 600 Thalern zu verwenden und erlaubt sie sich , diese Bewilligung ergebenst zu
beantragen.

Bremen , den 7 . December 1861.

(gez .) I . Grade . (gez . ) L . Ztolze .

Anlage ZZL
rur Mittheilung dcS ScnatS

Lcm 30 . December 1861 .

Depiltatioitsbericht,
die Aufhebung der Wirthschaftscoucessionen betreffend .

Das Commissorium der Deputation :
„unter Berücksichtigung aller einschlagenden öffentlichen Interessen darüber

zu berathen und zu berichten , ob und unter welchen , dem Mißbrauch
thnnlichst vorbeugenden Beschränkungen sowie unter einer Hähern Abgaben
leistnng diejenigen Wirthschaftsbetriebc , welche in Gemäßheit der Verord¬

nung vom 31 . December 1821 bisher an eine Concession geknüpft waren,
freizugeben seien .

"
ist auch auf „alle im Landgebiet und in den Hafenstädten einer Concession unter¬
worfenen Gewerbe " ausgedehnt worden . Die Deputation erlaubt sich im Voraus die

Bemerkung , daß sie diesen Zusah nicht in dem ganzen Umfange seines Wortlauts

verstehen
'

zu sollen , vielmehr annahmen zu dürfen geglaubt hat , es handele sich auch
für das Randgebiet und die Hafenstädte nur um dieselbe» Wirthschaftsbetriebc , ivelche
für die Stadt Bremen den Gegenstand der angezogenen Verordnung bilden , so daß
nur die Frage zu beantworten sei , ob rücksichtlich dieser Betriebe eine neue und
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welche , jedoch gleichmäßig für das ganze Staatsgebiet , gültige Einrichtung sich em¬
pfehle .

Ueber die erste Frage nun , ob überhaupt von der bisherigen Konceff >onirimg
jener Wirthschaftsbetriebe fortan Abstand zu nehmen sei , ist die Deputation nicht
zweifelhaft geblieben . Zwar legt sie keilt entscheidendes Gewicht daraus , daß der
Grundsatz der Gewerbefreiheit auch nach dieser Seite hin zur Konsequenz gezogen
werden sollte ; die Ordnung im Staatsleben wird auch noch von andern gleich be¬
rechtigten Prineipien beherrscht , und jene Konsequenzen müssen da ihre Grenze finden ,wo sie ein öffentliches Interesse von höherer Bedeutung verletzen würden . Als ein
solches Interesse muß in vorliegender Beziehung ein sittliches und gesundheitspolizei -
liches noch zur Zeit in den Vordergrund gestellt werden . Bei der für Gesundheit
und Sitten verderblichen Gewalt des übermäßigen Genusses geistiger Getränke und
im Blick auf die sittliche , im Allgemeinen den Verlockungen zu solchem Genuß noch
nicht gewachsene Bildung eines Theils der Bevölkerung hat die Verordnung von 1821
es mit Recht als eine Pflicht des Staates bezeichnet , die äußeren Gelegenheiten zu
jenem Genusse soweit thnnlich aus das eigentliche Bedürfniß zurückzuführen , daher der
Vervielfältigung derjenigen Gewerbsbetriebe Grenzen zu setzen , die solchen Genuß zu
befriedigen sich zur Aufgabe machen . Allein für diesen Zweck hat der bisherige Con -
eessionszwang als ein geeignetes Mittel sich nicht bewährt . Zwar rühmt man wohl ,daß , Dank den in der Verordnung von 1821 sür die Coneessionsertheilung aufge¬
stellten Grundsätzen , die damals aus 700 veranschlagte Zahl der Schenken um mehrals die Hälfte nach und nach sich verringert habe ; allein die Deputation hat aus
dem ihr mitgetheilten Bericht der Polizeidireetion , auf welchen der Antrag des Se¬
nats vom 28 . Juni d . I . Bezug nimmt , sich überzeugt , daß dieser Erfolg auf Täu¬
schung beruht . Mag immerhin die Zahl der jetzt eoncessionirten eigentlichen Brannt¬
weinschenken kaum ein Viertel derjenigen betragen , die vor vierzig Jahren existirteu ,
mag die Zahl der s . g . Krüger von 109 auf 41 gesunken sein , während freilich an
Gast - und Speisewirthschaften jetzt 132 , gegen 28 im Jahre 1827 vorhanden sindund die Caffee - und Weinschenken von 16 auf 25 sich vermehrt haben : völlig illuso¬
risch wird doch jenes gepriesene Resultat dadurch , daß jetzt in manchen unserer größeren
Kaffeehäuser , Restaurationen , Hallen und Wirthschaftskellern , die erst in den letzten
Jahrzehnten aufgekommen sind , ein weit umfangreicherer Verkehr sich concentrirt als
der Gesammtbesuch und Umsatz in einem Dutzend dcr alten Schenken betrug ; vor
allem aber dadurch , daß , wie die Polizeidireetion bezeugt , „ eine unübersehbare Masse
verbotwidriger Schenken nach jetzt im Schwange sind, "

zu denen z . B . viele Hökerkien
gerechnet werden müssen . Es kann daher auch nicht überraschen , daß , soweit dies
hat ermittelt werden können , die Zahl der bestraften Trnnkenheitsfälle auch im Ver¬
hältniß zur größeren Bevölkerung keineswegs abgenommen hat .

Hat so der Concessiouszwang für den Zweck , dem er dienen sollte , als nutz¬los sich erwiesen , so wird seine Beseitigung aus einem anderen Gesichtspunkte gerade¬zu nothwendig . Für die Ertheilung oder
'
Versagn,ig nachgesuchter Concessionen fehltes natürlich an festen Entscheidnngsnormen ; als ins Allgemeinen zu beachtende Rück¬

sichten bieten nur theils das öffentliche Bedürfniß , theils die Persönlichkeit des Nach¬suchenden sich dar . Aber an welchen Merkmalen soll das « Bedürfniß " erkannt wer¬den , und wie kann die entscheidende Behörde über die Persönlichkeit des Nach¬suchenden , die ohnehin für den Charakter der künftigen Kundschaft nur eine höchstschwache Garantie darbietet , ein zutreffendes Urtheil sich bilden ? Der Senat vermagin diesen Beziehungen — so erklärt die Polizeidireetion in ihrem Bericht — seineBeschlüsse nur aus den pflichtmäßigen Vortrag des Polizeidireetors , dieser die eigeneAnsicht fast immer lediglich auf den Bericht eines Beamten zu stützen , der seinerseitsnicht einmal stets aus eigner Wissenschaft und Erfahrung urtheilen kann , vielmehrhäufig aus das vielleicht sorglos oder gar aus »»läutern Motiven ertheilte ZeugnißDritter angewiesen ist . Wie könnte unter solchen Umständen die Entscheidung immerdas objectiv Richtige treffen , wie sollte nicht manchmal ein Abgewiesener an der Ge -
rechtlgkeit des Senats irre werden , wenn minder würdige , minder bedürftige , dem
öffentlichen

^ Interesse minder entsprechende Personen einen gewährenden Bescheid er¬halten . ^on der That , die Obrigkeit gerät !) bei aller lsauterkeit ihrer subjektivenBeweggründe auf diesem Wege unvermeidlich in den Schein gehässiger Parteilichkeit ,
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und der Senat empfindet , wie seine Commissarien in der Deputation erklären , die
ihm obliegende Entscheidung über Concessionsgesuche dieser Art als eine besonders
drückende Last .

Die somit nothwendig gewordene Freigebung des Betriebs der in Rede ste¬
henden Gewerbe läßt andererseits mit solchen Vorsichtsmaßregeln sich verbinden , die
weit mehr als der bisherige Concessionszwang den Zweck einer Beschränkung dieses
Betriebes auf das wirkliche Bedürfniß und thunlichster Controle desselben zu sichern
geeignet scheinen .

Die Deputation hat in der Anlage die geschlichen Bestimmungen zusammen¬
gestellt , in welchen sie die , " dem Mißbrauch der neuen Befreiung thunlichst vorbeu¬
genden Beschränkungen " erblickt , auf die das Commissorium ihr Augenmerk hat ge¬
richtet wissen wollen . Sie erkennt eine zweckmäßige Beschränkung mit dem Com -
missorio zunächst ^

1 ) in einer höheren Abgabenleistung . Die in Rede stehenden Gewerbsbetriebe
würden je nach ihrem Umfange in drei Classen mit einer Abgabe von je 25 , 50
und 100 Thalern zu theilen , ja die höchste Classe nach Umständen selbst mit jährlich
150 Thalern zu besteuern sein ( § . 6) . Soll jener Zweck einer Beschränkung erreicht
werden , so wird der Mindestbetrag nicht unter 25 Thaler festgesetzt werden dürfen . Die
Steigerung nach dem Umfang des Geschäfts und dem Betrage des Absatzes wird
durch einfache Billigkeit geboten , und bei Festsetzung des Maaßes darf hier mich mit
vollem Recht das fiskalische Interesse des Staats sich geltend machen . In der That
ist hier eine erhebliche Steuer nach jeder Rücksicht gerechtfertigt . Gegenstand derselben
ist in den allermeisten Fällen ein Luxus , dessen sich Jeder enthalten kann und dessen
Besteuerung ohnehin den Consumenten so wenig als den Wirth drückt , da der letztere
in der Lage ist , durch einen bei kleinen Bruchtheilen dem Consumenten fast unmerk -
lichen Aufschlag sich für die Steuer schadlos zu halten . Für die Classificirung ist in
dem Umfange des Geschäftsbetriebes ein Anhaltspunkt gegeben , der das , überdies erst
nach Vernehmung des Steuerpflichtigen eintretende Ermessen der Behörde einer Con¬
trole auch des Publicums unterwirft , zugleich von Jahr zu Jahr eine Aenderung des
Ansatzes (§ . 7 ) gestattet . Auch soll der Steuerpflichtige von der Entscheidung der
Polizeidirection an die Reclamations -Deputation sich berufen dürfen (§ . 8) , so daß
das für analoge Fälle in der jährlichen Steuerverordnung vorgeschriebene Verfahren
auch hier eintreten wird .

Die Bestimmungen des H . 9 über die Fälle , wo ein steuerpflichtiges Gewerbe
im Laufe eines Jahres von dem Inhaber ausgegeben wird oder der Inhaber stirbt ,
werden einer Rechtfertigung nicht bedürfen . Sie hangen mit den erforderlichen Ord¬
nungsmaßregeln zusammen , welche in den §§. 3 , 4 vorgeschrieben sind .

Um den Zweck einer dem Mißbrauch vorbeugenden Beschränkung des Aus -
schenkms geistiger Getränke zu erreichen , durste

2) die Abgabenpflichtigkeit nicht auf die eigentlichen im § . 1 genannten Wirth¬
schaften beschränkt bleiben . Wie der Speisewirth d . h . Derjenige , welcher gewerbs¬
mäßig jedem bei ihm einkehrenden Gast Speisen auf Bestellung käuflich verabreicht ,
imgleichen ein Kaffeewirth ohne das Ausschenken geistiger Getränke nicht bestehen
kann , so pflegt dieser Betrieb natur - und erfahrungsgemäß auch mit jeder Brannt¬
weinbrennerei , Bierbrauerei , Conditorei , mit dem Halten von Kegelbahnen und Bill¬
ards verbunden zu sein ; ja , wie hier in fast jeder Hökerei , in Bremerhaven sogar
in fast jedem Laden Branntwein ausgeschenkt und da , wo der Vertrieb angeblich
auf ein bestimmtes Getränk sich beschränkt , in der That auch das andere der Kund¬
schaft nicht verweigert wird : so mußte die Abgabenpflichtigkeit auf jedes Ausschenken
von Spiritussen , Wein oder Bier , es möge mit welch

' immer einem andern Handel
oder Gewerbe verbunden sein , ausgedehnt werden , sobald es in jedesmal kleinen
Qualitäten geschieht und entweder als gewerbsmäßiger Verkauf oder auch nur , zur
Aufmunterung der Kauflust besonders in Ladengeschäften , scheinbar unentgeltlich aber
gewohnheitsmäßig betrieben wird ( H . 2) . Die Deputation betrachtet diese Ausdeh¬
nung der Abgabenpflichtigkeit zur Abwehr der Umgehung für unerläßlich . Sie hält
zugleich dafür , daß diejenigen Abgaben , mit welchen gewisse Geschäftsbetriebe , die
fortan als eine Schenkwirthschaft in sich schließend betrachtet werden sollen , bisher
an und für sich belegt gewesen sind , neben der neuen Steuer fortzubestehen haben .
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Namentlich würde es also bei den Auflagen sein Bewenden behalten , welche Conditors
und Branntweinbrenner , als solche zu entrichten haben , oder welche aufClubbs oder
geschlossene - Gesellschaften , aus Billarde und Kegelbahnen oder auf Bälle unter

VIII , IX . , X . , XVI. der jährlichen Steuerverordnung gelegt ' sind .
Uebrigens darf nicht unbemerkt bleiben , daß die Abgabe -- für Schenk - und

Gastwirthschaft » bisher in Gemäßheit der Verordnung vom 18 . Mai l853 in Bremer -

haven in die Communalcasse geflossen ist , und daß bestehender Ordnung gemäß das¬
selbe von der gleichartigen Abgabe gilt , die in den Concessionsconclusen des Senats
für Wirthschastsbetriebe in Vegesack festgestellt zu werden pflegt .

Die Deputation giebt daher den Beschluß anheim , daß die Steuererheber in
den Hafenstädten anzuweisen seien , etwa 25 Procent der dort erhobenen neuen Ab¬
gabe an die städtische Lasse abzuliefern . Nur unter der Voraussetzung , daß diese
in die , in der Anlage entworfenen gesetzlichen Vorschriften nicht gehörige Bestimmung
werde beliebt werden , ist in den ß. 8 der Saß aufgenommen , daß in den Hafen¬
städten über Reclamatiousfälle in derselben Weise wie in den , der gemeinschaftlichen
Wirksamkeit der Staatsbehörde und des Gemeinderaths zugewiesenen Angelegenheiten
entschieden werden solle . Weiter geeignete Maßregeln wider den Mißbrauch der
neuen Freiheit hat die Deputation

3) in der strengen Repression der Winkelwirthfchaften , für die sie aber die in
der Verordnung von 1821 angedroheten Strafen für genügend erachtete (§ . 5) , ferner

4 ) darin gefunden , daß die polizeiliche Ueberwachung der Wirthschaften den
Wirthen selbst auferlegt wird (§. 10 ) , und daß

5) ein Wirthschaftsbetrieb , sobald er strafbar mißbraucht worden ist , unter
erschwerenden Umständen , — unbeschadet aber des anderweitigen Gewerbes , mit
welchem die Wirthschaft verbunden worden ist , z . B . einer Brauerei , Branntwein¬
brennerei u . s . w . — auf eine gewisse Zeitdauer gerichtlich soll untersagt werden
dürfen ( Ztz - 11 , 12 ) . Dabei ist Rücksicht darauf genommen , daß der Schuldige
mehrere Wirthschaften zugleich z . B . Gast - , Kaffee - und Schenkmirthschaft in seinem
Vocale betreiben oder daß er von der einen zur andern übergehen kann , daß aber
die Natur der Uebertretnng darüber entscheiden muß , ob etwa dieselbe eine Unfähig¬
keit zur Betreibung jeder oder nur derjenigen Wirthschaft begründet , die zunächst
der Schauplatz oder die Veranlassung der Uebertretnng gewesen ist .

Indem man die Wirthe selbst für die Aufrechthaltung gesetzlicher Ordnung
in ihren Vocalen bei eindringlicher Strafe und selbst bei Verlust ihres Geschäfts
persönlich verantwortlich macht , gewinnt man für jene Ordnung eine viel stärkere
Garantie als eine gelegentliche unmittelbare , überdies vielfache , lästige , polizeiliche
Aufsicht zu gewähren vermag . Die Aufsicht der Polizei kann sich dann mehr auf
Winkelschenken concentriren , die überdies weniger als bisher auf die Duldung Derer
zu hoffen haben werden , die unter dem Druck einer verhältnißmüßig beträchtlichen
Steuer solche gesetzwidrige Conenrrenz zu bestehen sich nicht im Stande achten würden .

Ueber die in den ZZ . 5 , 10 erwähnten Contraventionen soll nicht imAdmini -
strativwege , sondern gerichtlich entschieden werden . Auch soll nicht von Amtswegen ,
sondern nur auf Antrag der Polizeibehörde eingeschritten werden ( Z . 11 ) , während
die strafbare Nichtachtung einer vom Gericht erkannten Untersagung von dem Gericht
selbständig muß verfolgt werden können (Z . 12 ) . So tritt , während bisher dieEon -
cessionsentziehung im Administrativwege erfolgte , eine Untersagung des sonst freien
Wirthschaftsbetriebes , deren rechtliche Möglichkeit nicht entbehrt werden kann , nie an¬
ders als auf gerichtlichem Wege und selbst dann nur auf eine beschränkte Zeitdauer
ein . Das kompetente Gericht ist nicht näher bezeichnet ; selbstredend wird es für die
Fälle der 10 , 12 einstweilen das Criminalgericht sein . Nach der bereits im Ent¬
wurf vollendeten neuen Strafproceßordnung würde aber in solchen Fällen demnächst
ein mit Schöffen besetztes Polizeigericht eintreten , nach dessen projectirter Competenz
die Deputation schon jetzt den Hochstbetrag der angedrohten Strafen zu bemessen , für
rathsam erachtet hat . Für die Fälle des § . 5 würde demnächst das Steuergericht
kompetent sein .

Dem § . 13 liegen Billigkeite -rücksichten zum Grunde , denen die Deputation
sich nicht überheben zu dürfen geglaubt hat , wenn gleich voraussichtlich in Folge dieser
transitorischen Exemption eine Benutzung der neuen Freiheit in den ersten fünf Jahren
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nur in beschränktem Umfange dürfte zu erwarten sein . Der § . 14 erkennt in der

s . g . Kranzgerechtigkeit ein vom Staat käuflich erworbenes Privatrecht an ; der § . 15

endlich geht von der Ansicht aus , daß mit Aufhebung der Privilegien der Brauer¬

societät die jetzigen Bierbrauer in dem bisher statutenmäßigen Umfange ihres Ge¬

schäftsbetriebes eine Einbuße nicht haben erfahren sollen .

Dagegen stand Nichts im Wege , die ' nach den U . 13 , 14 , 15 einstweilen

eximirten Personen den Bestimmungen der HZ . 4 , 10 , 11 , 12 schon jetzt zu unterwerfen .

Indem die Deputation schließlich eine Revision des neuen Gesetzes vor Ablauf

der nächsten fünf Jahre vorzubehalten empfiehlt , erlaubt sie sich wiederholt darauf

aufmerksam zu machen , daß mit der Annahme ihrer in Borschlag gebrachten gesetz¬

lichen Bestimmungen zugleich auszusprechen sein dürfte , daß in den Hafenstädten eine

gewisse Quote , und zwar 25 Procent , des dortigen Ertrages der neuen Abgabe an

die betreffende Communalcasse abgegeben werden solle .

(Gez .) F . Donandt . (Gez . ) A . Schumacher .

Unter -Anlage
zur Anlage III der Wittynkmg des ScnatS

vom 30 . December 1801.

E n t w u r s
einer Verordnung , die Aufhebung der Wirthschaftsconcessionen betreffend .

8- i .
Der Betrieb einer Gast - , Speise - , Schenk - oder Kaffeewirthschaft , es mag eine

solche Wirthschaft mit der Fabrikation der darin verabreichten Getränke , insbesondere
mit der Branntweinbrennerei , Bierbrauerei , Destillation oder Liqneurfabrikation , oder

mit einem andern Handel oder Gewerbe verbunden sein oder nicht , ist gegen Er¬

legung einer jährlichen Abgabe , nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen jedem

Bürger in der Gemeinde , welcher -er angehört , gestattet .

§ - 2 .

Wer eine Branntweinbrennerei , Bierbrauerei oder Couditorei betreibt , wer ein

Billard oder eine Kegelbahn oder deren mehrere zu halten ermächtigt ist , ungleichen

wer spirituose Getränke , Wein oder Bier in Quantitäten von jedesmal einer Quart¬

flasche oder darunter gewerbsmäßig oder bei einem andern Geschäftsbetriebe gewohn¬

heitsmäßig verkauft oder ausschenkt , unterliegt gleichfalls den Bestimmungen dieser

Verordnung .

8 - 3 .

Wer eine solche Wirthschaft oder ein solches Gewerbe oder Geschäft (ZZ . 1 , 2)

fortan oder ferner zu betreiben beabsichtigt , hat dies unter Bezeichnung der Qualität ,
in welcher das Geschäft soll betrieben werden , in der Stadt Bremen der Polizei -

direction , in den Hafenstädten dem Amte , im Landgebiet dem Landherrn , schriftlich

anzuzeigen , und sodann eine Bescheinigung dieser Behörde , daß solches geschehen , zu¬

gleich mit der von ihm für das laufende Jahr zu bezahlenden Abgabe bei der

Generalcaffe , in den Hafenstädten bei dem Steuererheber , abzuliefern . Ebendaselbst

ist auch ferner die Abgabe jährlich vor Ablauf des Januars praenumerando für das

laufende Jahr zu entrichten .
Gegen Säumige ist auf schriftliche Bescheinigung des Einsammlers , daß eine

dreimalige Aufforderung stattgefunden habe , executivisch zu verfahren , ohne daß es

der Angehung der Gerichte bedarf .
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8 - 4 .

Jedes Vocal , in welchem eins der in den 88 - 1 , 2 bezeichneten Gewerbe oder
Geschäfte betrieben wird , muß , bei einer Geldbuße bis zu fünf Thalern oder verhält -

nißmäßiger Gefängnißstrafe , als solches durch ein Schild oder durch Inschrift öffent -
lich für Jedermann kenntlich bezeichnet sein .

Die Polizeibehörde ist jedoch ermächtigt , von dieser Vorschrift in geeigneten
Fällen zu entbinden .

8 - 5 .

Wer , ohne der Vorschrift des §. 3 genügt zu haben , ein Gewerbe oder Ge¬
schäft der in den 88 - 1 , 2 gedachten Art betreibt , verfällt in eine Geldbuße von fünf
bis zu fünf und zwanzig Thalern oder in eine Gefängnißstrafe von drei bis zu acht
Tagen . In Fällen wiederholter Uebertretung können diese Strafen bis auf das
Doppelte des Höchstbetrages gesteigert , auch beide Strafakten verbunden mit einander
erkannt werden .

Neben der Strafe ist der volle Jahresbetrag der Abgabe , welchen der Schul -
dige würde zu entrichten gehabt haben , für jedes Jahr , in dessen Lauf der verbot -
widrige Betrieb stattgefunden hat , zu entrichten .

8. 6.
Die in den obigen Vorschriften erwähnte jährliche Abgabe ist von der zustän¬

digen Polizeibehörde (§ . 3) nach Vernehmung des Betheiligten , je nach dem Umfange
des beabsichtigten Betriebes , auf 25,50 oder 100 Thaler festzusetzen .

Die Abgabe kann jedoch auf 150 Thaler erhöht werden , wenn ein , ohnehin
mit den : höchsten Satz zu besteuernder Unternehmer mehrere der abgabenpflichtigen
Gewerbe (88 - 1 , 2 ) zugleich betreibt .

8 - 7.
Die einmal geschehene Festsetzung des Abgabenbetrages schließt die Befugniß

der Polizeibehörde nicht aus , bei veränderten Umständen diesen Betrag für die Folge
höher oder niedriger zu bestimmen . Von einer beabsichtigten Erhöhung ist jedoch
dem Abgabenpflichtigen mindestens zwei Monate vor der nächsten Verfallzeit der
Abgabe , also spätestens bis zum 1 . November schriftliche Anzeige zu machen .

Jede endgültig festgestellte Veränderung des Abgabenbetrages ist der Erhe¬
bungsstelle ( tz . 3) durch die Polizeibehörde schriftlich mitzutheilen .

8 - d .
'

Von der , den Betrag der Abgabe festsetzenden Verfügung der Polizeibehörde
ist ein Recurs an die Reclamations -Deputation in gesetzlich vorgeschriebener Weise
gestattet . Diese Behörde setzt für das laufende Jahr den Betrag endgültig fest.

In den Hafenstädten ist die Reklamation schriftlich dem Amte einzureichenund wird darüber nach Maßgabe des § . 46 der Gemeindeverfassunq vom 5 . Juli
1850 entschieden .

8 - 9 .
Giebt der Abgabenpflichtige sein Geschäft im Laufe des Jahres aus , so ist

davon spätestens bis zum 31 . Januar des nächstfolgenden Jahres bei der zuständigen
Polizeibehörde Anzeige zu machen , widrigenfalls auch für das neue Jahr die Abgabe
muß bezahlt werden . Die Polizeibehörde theilt diese Anzeige der Erhebungsstelle
(§ . 3) mit .

Stirbt der Inhaber eines abgabenpflichtigen Geschäftes im Lauf des Jahres ,
für welches die Abgabe bereits bezahlt ist , so kann zwar bis zum Ende dieses Jahres
das Geschäft von seinen Erben fortgesetzt werden , vom Anfange des nächstfolgenden
Jahres an findet aber auf die Erben oder Geschäftsnachfolqer die Borschnft des

'

H . 3 Anwendung .

8 - 10 .
Jeder Inhaber eines der in den 88 - 4 , 2 genannten Gewerbsbetriebe ist bei

einer Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder einer Gefängnißstrafe bis zu vier Wochen
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— vorbehaltlich etwa verwirkter krimineller Bestrafung — verpflichtet , zu verhindern ,
dah in seinem Locale Ungesetzlichkeiten oder verbotwidrige Handlungen irgend einer
Art , insbesondere Beherbergnng oder gar Verbergung verdächtiger Personen , ver¬
botene Spiele , Unzuchtshandlungen , Schlägereien oder polizeiwidrige Ruhestörungen
stattfinden , oder zu denselben Veranlassung oder Gelegenheit dargeboten werde ; un¬
gleichen , daß die etwa vorgeschriebene Polizeistunde überschritten , daß durch Verab¬
reichung geistiger Getränke an bereits Betrunkene der rohen Vollern Vorschub gelei¬
stet oder schulpflichtige Kinder als Gäste geduldet oder denselben zu eignem Genusse
geistige Getränke verabreicht werden .

In allen diesen Beziehungen haftet der Wirth auch für seine Geschüfts -
gehülfen ; und soll die Strafbarkeit der Nichtverhinderung nur dann ausgeschlossen
sein , wenn der Wirth nachweiset , dah er sowohl als der ihn etwa vertretende Ge¬
schäftsgehülfe , um solchen Ungesetzlichkeiten vorzubeugen , an der äußersten Sorgfalt
es nicht habe fehlen lassen .

8 - 11-
Ueber die in den §§ , 5 , 10 bezeichneten Uebertretungen wird auf Antrag

der Polizeibehörde gerichtlich entschieden .
Das Gericht ist ermächtigt , in den im § . 10 erwähnten Uebertretungs - , sowie

in den dort vorbehaltenen Criminalfällen , wenn ein Rückfall oder sonst erschwerende
Umstände vorliegen , neben der verwirkten Strafe zugleich auf Unfähigkeit des Schul¬
digen zur Ausübung der bisher betriebenen oder überhaupt jeder Wirthschaft zuerkennen .

Die Dauer dieser Unfähigkeit ist nach Umstünden auf wenigstens ein Jahr
und auf höchstens fünf Jahre festzusetzen .

Während der Dauer dieser Unfähigkeit darf , vorbehältlich etwa erwirkter Be¬
gnadigung , dem Verurtheilten die Ausübung der gerichtlich untersagten Wirthschaftim Verwaltungswege nicht gestattet werden .

8 - 12 .
Wer während der Dauer einer wider ihn erkannten Unfähigkeit selbst oder

durch dritte Personen für seine Rechnung das ihm untersagte Gewerbe betreibt oder
betreiben läßt , verfällt in einem auch von Amtswegen einzuleitenden gerichtlichen
Verfahren in eine Geldbuße bis zu fünfzig Thalern und eine Gefängnißstrafe bis zuvier Wochen . Diese Strafen können beim Rückfall bis auf das Doppelte ihres
Höchstbetrages gesteigert , und kann daneben die Dauer der laufenden Straffolge
jedesmal bis auf das Doppelte , jedoch uicht über zehn Jahre , verlängert werden .

8- 13 -
Auf diejenigen Personen , welche sich im Besitz einer Concession zur Betreibungeines der in den 1 , 2 bezeichneten Gewerbe befinden , insofern nicht diese Con¬

cession ausdrücklich nur unter dem Vorbehalt sofortiger Anwendbarkeit neuer , nament¬
lich über die Abgabe zu erlassender gesetzlicher Bestimmungen ertheilt worden ist ,
sollen die Vorschriften der 1 , 2 , 3 , 5 , 6 , 7 , 8 , 9 rücksichtlich des cancessionirten
Gewerbes in den nächsten fünf Jahren noch nicht znr Anwendung kommen . Während
dieser Frist hat es bei den von solchen Concessiouirten bisher bezahlten Abgaben sein
Bewenden ; sie unterliegen aber sofort den Bestimmungen der § § . 4 , 10 , 11 , 12
dieser Verordnung , und hat die etwa innerhalb dieser Zeit wider sie gerichtlich er¬
kannte Unfähigkeit (§ . 11 ) zugleich den Verlust ihrer Concession zur Folge .

Mit dem 1 . Januar 1867 tritt auch hinsichtlich ihrer diese Verordnung ihrem
ganzen Inhalte nach in Kraft .

8 - 14.
Eine sogenannte Kranzgerechtigkeit soll fortan uicht mehr ertheilt werden .

Die jetzigen Inhaber derselben bleiben , in den Grenzen dieser Gerechtigkeit , für ihre
Lebenszeit von den Vorschriften dieser Verordnung zwar im klebrigen unberührt ,
jedoch sollen auch auf sie und Diejenigen , welche für sie außerhalb ihrer Wohn -
oder Geschäftslocale die Kranzgerechtigkeit ausüben , die Bestimmungen der § § . 4 ,
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10 , 11 , 12 Anwendung finden . Die wider sie oder diejenige Person , durch welche

sie in eben gedachter Weise ihre Kranzgerechtigkeit ausüben , gerichtlich erkannte Un¬

fähigkeit (Z . 11 ) hat für sie zugleich den Verlust der Gerechtigkeit zur Folge .

8. 15.
Den jetzigen Inhabern einer Bierbrauerei bleibt es für ihre Lebenszeit ge¬

stattet , unter den bisherigen Beschränkungen das von ihnen selbst gebraute Bier

abgabenfrei zu verzapfen . Sie sind jedoch für diesen Betrieb ebenfalls den Vor¬

schriften der § 8 - 4 , 10 , 11 , 12 dieser Verordnung unterworfen , und die gerichtlich
erkannte Unfähigkeit (8 - 11 ) schließt für sie den Verlust jener Befugniß in sich .

Ueber die bisherigen Grenzen dieser Befugniß ausgedehnt , unterliegt ein

solcher Betrieb allen Vorschriften dieser Verordnung .

Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
vom 31 . December 1861 .

Da Herr Bürgermeister Mohr , der betreffenden Versassungsoorschrist gemäß ,
mit dem bevorstehenden Jahreswechsel aus dem Bürgermeisteramte ausscheidet , so hat
der Senat in seiner heutigen Sitzung die erforderliche Neuwahl vorgenommen und in
derselben Herrn Senator Meier zum Bürgermeister für die Jahre 1862 bis 1865
einschließlich erkoren .

Der Senat hat nicht verfehlen wollen , von diesem Wahlergebnisse die Bürger -

schaft zu benachrichtigen .

Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
vom 31 . December 1861 .

1 . Erweiterung der Competenz der Steuergerichte .
Einer Aufforderung des Senats entsprechend hat die Deputation zur Entwer -

fung eines Strafgesetzbuchs rc. mit dem beifoigenden Berichte den Entwurf einer Verord¬
nung über die Competenz der Steuergerichte in Bremischen Stenercontraventionssachen
vorgelegt , welchen der Senat der Bürgerschaft zu ihrer Beschlußnahme , unter Vorbe¬
halt der seinigen , mittheilt .

2 . Ankauf des sogenannten Lindenhoss .
Zu gleichem Zwecke und unter gleichem Vorbehalte übergiebt der Senat der

Bürgerschaft einen ihm eingereichten Bericht der Finanzdeputation , welcher die Erwer¬
bung des unter dem Namen „Lindenhof " bekannten Grundstücks am Domshof für
den Staat betrifft .

Anlage I
zur Mittheilung des Senats

vom 3l . Dccbr 1861.

Bericht
der Deputation zum Entwurf eines Strafgesetzbuchs und einer Straf -

proceßordnung , die Erweiterung der Competenz der Steuergerichte betreffend .

In Folge eines Urtheils des höchsten Gerichts , welches für eine die Uebertre -

tung einer Bestimmung der Verordnung über die jährlichen Steuern betreffende Unter -
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